
Satzung
vom 12. April 2010

über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG tür straßenbauliche Maßnahmen

der Stadt Hamm (Straßenbaubeitragssatzung)

Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Buchst. f der Gemeinddordnung für das Land

Noärhein-Wesifalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14 Juli 1994 (GV NW'

S. 666/SGV. NW.2023) und des § 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land

Nordrhein-Westfalen 1XeC1 vom 21. Oktober 1969 (GV NW. S. 712/SGV NW 610) -

jeweils in der gegenwärtig geltenden Fassung - hat der Rat der Stadt Hamm in seiner

Sitzung am 23.03.2010 folgende Satzung beschlossen:

§1
Erhebung de§ Beitrages

Zum Ersatz ihres Aufwandes für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung und Ver
besserung von Anlagen im Bereich der ötfentlichen Straßen, Wege und Plätze und als
-egenleiJtung für di; wirtschaftlichen Vorteile. die den Grundslückseigentümern oder

ibauberech-tigten durch die MÖglichkeit der lnanspruchnahme erwachsen, erhebt die

Xtadt Beiträge nach Maßgabe dieser Satzung.

. §2
Umfang und Ermittlung des beitragslähigen Autwandes

(1 ) Beitragsfähig ist insbesondere der Aufwand für

1. den Erwerb (einschließlich der Erwerbsnebenkosten) und die Freilegung der für

die Herstellu;g, Anschaffung, Erweiterung und Verbesserung der Anlage benö-

tigten Grundflächen,

2. den Wert der von der Stadt aus ihrem VermÖgen bereitgestellten Flächen zum

Zeitpunkt des Beginns der Maßnahme,

3. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung und Verbesserung der Fahrbahnen'

4. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung und Verbesserung von

- Radwegen,
- Gehwegen,
- gemeinsamen Geh- und Radwegen,.
- Beleuchtungseinrichtungen,
- Entwässerungseinrichtungen für die Oberflächenentwässerung
- Böschungen, Schutz- und Stützmauern,
- Parkstreifen,
- unselbständigen Grünanlagen (Straßenbegleitgrün),
- Mischf lächen

5. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung und Verbesserung von

Fu ßgängergeschättsstraßen,

6. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung und Verbesserung von

Fu ßgängerstraBen
7. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung und Verbesserung von selbständigen

Gehwegen,

8. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung und Verbesserung von selbständigen

gemeinsamen Geh- und Radwegen,

aie Herstellung, Anschaffung, Erweiterung und Verbesserung von verkehrsberu-

higten Straßen.
(2)DieFahrbahnenderOrtsdurchfahrtenvonBundes-,Landes-undKreisstraßensind
nur insoweit beitragsfähig, als sie breiter sind als die anschließenden freien strecken.

(3)NichtbeitragsfähigsinddieKostenfürHoch.undTieJstraßensowiefürStraßen,
äiä ttir O"n Scnnellveikenr mit Kraftfahrzeugen bestimmt sind (Schnellverkehrsstra-

ßen), ferner für Brücken, Tunnel und Unterführungen mit den dazugehörigen Rampen'

(4) Der beitragsfähige Aufwänd wird nach den tatsächlichen Aufwendungen ermittelt.

§3
Anteil der Stadt und der Beitragspflichtigen am Aufwand

(1 ) Die Stadt trägt den Teil des Aufwandes, der

1. auf die lnanspruchnahme der Anlagen durch die Allgemeinheit entfällt,

2. bel der Verteilung des Aulwandes nach § 4 auf ihre eigenen Grundstücke ent-

fätit.

Der übrige Teil des Aufwandes ist von den Beitragspflichtigen zu tragen

(2) Überschreiten Anlagen die nach Absatz 3 anrechenbaren Breiten, so trägt die Stadt

äen durcn die Überschieitung verursachten lvlehraufwand allein. Bei den Bundes-,

Landes- und Kreisstraßen beziehen sich die anrechenbaren Breiten der Fahrbahnen

auf die Breite. dle über die beitragsfreie Fahrbahnbreite nach § 2 Abs. 2 hinausgeht'

(3) Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand nach Absatz 1 Satz 2 und die anre-

chenbaren Breiten der Anlagen werden wie folgt festgesetzt:

in Kern- in sonstigen Beitrags-

Gewerbe-u. Baugebielen pflichtigen

lndustrie- u. innerh. im
gebieten Zusammen-

4. Hauptgeschäftsstraßen
4.1 Fahrbahn 7,50 m 7,50 m 70%

+.2 Rädweg einschl. Sicherheitsstreilen je 2,40 m je 2,40 m 70%
4.3 Parkstöi{en je 6,00 m je 6,00 m 80"/'

4.4 Gehweg je 6,00 m je 6,00 m 80 %

+.S jemeiniamer Geh- und Radweg Je 6'00 m le 6,00 m 75"k

4.6 Eeleuchtung 75%

4.7 Oberflächenentwässerung 70%

+.a unietbstandige Grünanlagen ie 3,00 m ie 3,00 m 70 %

5. Fußgängergeschäisstraßen einschl. 17,50 m 12,50 m 80%
Beleuchtung u. OberJlächenentwässerüng

O. 
-uOgangers-traßen 

einschl. Beleuchtung 17,50 m 12,50 m 80 %

u. Oberf lächenentwässerung
z. ieroitanoige cehwege einsöhl. Beleuch- 4,50 m 4,50 m 80%

tung u. Oberf lächenentwässerung
8. selüständige gemeinsame Geh- und 5,50 m 5,50 m 80%

Radwege einschl, Beleuchtung u. Ober
flächenentwässerung

s. Veikenrsoerunigte Siraßen einschl 17,50 m 12,50 m 80%
Beleuchtung u. Oberf lächenentwässerung

WennbeieinerStraßeeinoderbeideParkstreifen{ehlen,erhöhtsichdieanrechen-
Ori" Sieite de, iahrbahn um die anrechenbare Breite des oder der fehlenden Park-

itielten, rröcnstens iedoch um ie 2,50 m, falls und soweit auf der Straße eine Park-

möglichkeit geboten wird.

Endet elne §traße mit einer Wendeanlage, erhÖhen sich die anrechenbaren Breiten für

die Fahrbahn im Bereich der Wendeanlage um 20 m

(4)DieinAbsatz3ZiffernlbisggenanntenBreitensindDurchschnittsbreiten.
(5) Im Sinne des Absatzes 3 gelten als

i. Anliegerstraßen: Straßen, die überwiegend der Erschließung der angrenzenden' 
oääiäät äutch private zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstücke dienen'

2. Haupterschließungsstraßen: Straßen, die der Erschließung von Grundstücken- 
unälieicr,reitig däm Verkehr innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im

Zusimmennan-g bebauten Ortsteilen dienen, soweit sie nicht Hauptverkehrsstra-

ßen nach Ziff. 3 sind,

3. Hauptverkehrsstraßen: Straßen, die dem durchgehenden innerörtlichen Verkehr- 
oä"i0".überörtlichenDurchgangsverkehrdienen,insbesondereBundes-'
iänoes- ,nO Kreisstraßen mitÄusnahme der Strecken, die außerhalb von Bau-

gebieten und von im Zusammenhang bebauten Ortsleilen liegen,

4. tauptgeschäftsstraßen: Straßen, in denen die Frontlänge der Grundstücke mit

LiJä.öLt"r,arten oder Gaststätten im Erdgeschoss überuiegt' soweit es sich

nicht um Hauptverkehrsstraßen handelt,

5. Fußgängergeschäftsstraßen: Hauptgeschäftsstraßen, die jn ihrer gesamten- 
Breiie Oäm-Fußgangerverkehr dienen, auch wenn eine zeitliah begrenzte

Nutzung für den Anliegerverkehr möglich ist,

6. Fußgän-gerstraßen: Straßen, die in ihrer gesamten Breite dem Fußgängerverkehr- 
Oien"en, äucf, wenn die Benutzung für Radfahrer und / oder für den Anliegerver-

kehr mit Kraftfahrzeugen zulässig ist, soweit es sich nicht um Fußgängerge-

schäftsstraßen oder um Verkehrsberuhigte Straßen handelt,

T.SelbständigeGehwege:Gehwege'diederErschließungdienenUndnichtBe-
itandteil ei"ner Erschli-eßungsanläge sind, auch wenn die Benutzung für Radfah-

rer und für den Anliegerverkehr mit Krattfahrzeugen mÖglich ist'

8. Selbständige gemeinsame Geh- und Radwege: Geh- und Radwege' die der Er-- 
"Jfieoung"diJnen 

und nicht Bestandteil einer Erschließungsänlage sind' auch

wenn die äenutzung für den Anliegerverkehr mit Kraftfahrzeugen möglich ist'

g.Verkehrsberuhigtestraßen:AlsMischflächegestalteteArliegerstraßen,.die-]n- 
inieilä"ren Böite von Fußgängern benutzt werden dürfen, jedoch mit Kraft-

t"nirärgen benutzt werden [önnen, und entspreciend § 42 Abs 4 a) SIVO mit

VerkehÄzeichen 325/326 als verkehrsberuhigter Bereich ausgewiesen sind'

(6)DievorstehendenBestimmungen(Absätze3bis5)geltenfüröffentlichePlätzeUnd
äiÄseiiig anoauOare Straßen und Wege entsprech-end Dabei sind die anrechenbaren

Breiten"nachAbsatz3nurfüreinenRadwegundfüreinenParkstreifenanzuselzen.
Oie anrecnenbaren Breiten für Grünanlagen, Gehwege und gemeinsame Geh- und

Ä"d;;g; nach Absatz 3 sind nur enlang der bebauten bzw. bebaubaren Grundstücke

"nrrsei."n. 
Die anrechenbare Breite dei Fahrbahnen bzw. verkehrsberuhigten Stra-

ßen nach Absatz 3 ist bei einseitig anbaubaren Straßen, Wegen und Plälzen mit zwei

Dritteln, jedoch mit mindestens 5,50 m zu berücksichtigen'

(7) Grenzt eine Anlage ganz oder in einzelnen Abschnitten mit einer Seite an ein

üärÄi, C"*"t0" oOä tiOustriegebiei und mit der anderen Seite an ein sonstiges Bau-

gebiei oa;r;n einen im Zusamirenhang bebauten ortsteil und.ergeben sich dabei

i""n noirt, e unterschiedliche anrechenbare Breiten, so gill lür die gesamte Anlage

die größte Breite.
hang bebau

Ortsteile

1.1 Fahrbahn
1.2 Radweg einschl. Sicherheitsstrei{en
1.3 Parkstreifen
1.4 Gehweg
1.5 gemeinsamer Geh- und Radweg
1.6 Beleuchtung
1.7 Obedlächenenlwässerung
1.8 unselbständigeGrünanlagen

2. Haupterschließungsstraßen
2.1 Fahrbahn
2.2 Radweg einschl. Sicherheitsstreifen-
2.3 Parkstreifen
2.4 Gehweg
2.5 gemeinsamer Geh- und Radweg
2.6 Beleuchtung
2.7 Oberflächenentwässerung
2.8 unselbständige Grünanlagen

3. Hauptverkehrsstraßen
3.1 Fahrbahn 8'50 m

9.2 Radweg einschl. Sicherheitsstreifen je 2'40 m
3.3 Parkstreifen ie 6,oo m

3.4 Gehweg je 3,00 m

3.5 gemeinsamer Geh- und Radweg je 3,00 m

3.6 Beleuchtung
3.7 Oberflächenentwässerung
3.8 unselbständiqeGrünanlagen

8,50 m
je 2,40 m

le 6,00 m
je 3,00 m
je 3,00 m

je 3,00 m

8,50 m
je 2,!0 q'
je 6,00 m
je 3,00 m
je 3,00 m

ie 3,00 m

5,50 m
nicht vorges.

le 6,00 m
je 3,00 m
je s,00 m

je 3,00 m

6,50 m
je 2,40 m
je 6,00 rn
je 3,00 m

Je 3,00 m

je 3,00 m

8,50 m
je 2,40 m
je 6,00 m
je 3,00 m
je 3,00 m

je 3,00 m

80%
80%
80%
80%
80%
80./"
80%
70 "k

60%
600/"

70 0k

65./"
65%
60"k
65%

40%
40%
75%
60%
50%
50%
40 0/"

50 v.

Lg.s67 B 011

je 3,00 m



L_i

(8) Für Anlagen, die in Absatz 3 nicht edasst sind oder bei denen die in den Absätzen
3 und 6 festgesetzten anrechenbaren Breiten oder Anteile der Beitragspflichtigen
offensichtlich nicht zutreflen, bestimmt der Rat durch Satzung im Einzellall die anre-
chenbaren Breiten und Anteile der Beitragspflichtigen.

§4
Verteilung des umlagetähi gen Autwandes

(1) Der nach den §§ 2 und 3 ermittelte Aulwand (A) wird nach Abzug des Anteils der
Gemeinde (§ 3) auf die Grundstücke verteilt, denen durch die Anlage ein wirtschaftli-
cher Vorteil geboten wird. Maßgebend für die Verteilung sind die Grundstücksflächen
(F) sowie - als Faktor gemessen - die Art und das l\.4aß ihrer Nutzung. Die Berech-
nungsformel Iautet:
A: (F x Faktor)
(2) Als Grundstücksfläche i. S. des Absatzes 1 gitt
l. bei Grundstücken im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes die Fläche, auf

die der Bebauungsplan die bauliche, gewerbliche oder sonstige Nutzungsfest-
setzung bezieht.

2. bei Grundstücken, die teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes lie-
gen und mit der Restfläche

2.1 innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles oder im Geltungsbereich
einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, die Gesamtfläche des Grund-
stücks bis zu einer Tiefe von höchstens 50 m lalls der Bebauungsplan keine tie-
fere Fläche festsetzt; Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung
zum Grundstück herstellen, bleiben bei der Tielenermittlung unberücksichtigt.

2.2 über die Grenze des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen, die
Flächen des Bebauungsplanes.

3. bei Grundstücken außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes,
3.1 die an die Anlage angrenzen, die Fläche von der Anlage bis zu einer Tiele von

höchslens 50 m. Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung
zum Grundstück herstellen, bleiben bei der Tiefenermittlung unberücksichtigt.

3.2 die nichl an die Anlage angrenzen, die Fläche von der zu der Anlage liegenden
Grundstücksseite bis zu einer Tiefe von höchstens 50 m.

ln den Fällen der Zitter 1 - 3 ist bel darüber hinaüsgreifender baulicher, gewerblicher
oder industrieller Nutzung des Grundstücks zusätzlich die Tiefe der übergreilenden
Nutzung zu berücksichtigen.
(3) Der Faktoriür das I\,4aß der baulichen Nutzung beträgt bei einem Vollgeschoss
oder ausschließlich unterirdischer Bebauung oder
gewerblicher Nutzung ohne Bebauung
[/it jedem weiteren Vollgeschoss erhöht sich der Faktor um
Ergibt sich aus den Festsetzungen eines Bebauungsplanes nichts anderes, so gelten
bei nachstehenden Grundstücksarten folgende Ersatzwerte:

- bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung -
vergleichbaren Weise genutzt werden können (2.8. Friedhofsgrundstücke,
Sportanlagen,Freibäder,DauerkleingärtenundCampingplätze) 0,5
Garagen- und Stellplatzgrundstücke 1.0

(4) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ergibt
sich die Zahl der Vollgeschosse wie lolgt:
'1. Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan lestgesetzte höchstzulässige Zahl

der Vollgeschosse.
2. . .Setzt der Bebauungsplan nur die Geschossflächenzahl fest, so sind folgende

Werte als höchstzulässige Bebauung maßgeblich:
Für Grundstücke in

2.1 festgesetzten Kern-, Gewerbe-, lndustrie- und Sondergebieten
1,0 entspricht '1 Vollgeschoss
1,6 entspricht 2 Vollgeschossen
2,0 entspricht 3 Vollgeschossen
2,2 entspricht 5 Vollgeschossen
über 2,4 entspricht 6 Vollgeschossen

2.2 sonstigen fesigesetzten Gebieten
0,2 - 0,5 entsprichl
0,8 entspricht
1 ,0 entspricht
1,1 entspricht
über '1,2 entspricht

1 Vollgeschoss
2 Vollgeschossen
3 Vollgeschossen
5 Vollgeschossen
6 Vollgeschossen

3. Weist der Bebauungsplan nur eine Baumassenzahl aus, gilt als Zahl der Vollge-
schosse die Baumassenzahl geteilt durch 3,5, wobei Bruchzahlen kaufmännisch
auf volle Zahlen gerundet werden.

4. Setzt der Bebauungsplan nur die Höhe der baulichen Anlagen fest, gilt als Zahl
der Vollgeschosse für Grundstücke in

4.1 Kern-, Gewerbe., lndustrie- und Sonstigen Sondergebieten i. S. d. § 1 1 BauNVO
die festgesetzte Höhe geteilt durch 3,5

4.2 sonstigen Gebieten die festgesetzte Höhe geteilt durch 3,0.
Bruchzahlen werden kaufmännisch auf volle Zahlen gerundet.
Überschreitet die tatsächliche bauliche Nutzung das im Bebauungsplan festgesetzte
lvlaß der baulichen Nutzung, so gilt die höhere tatsächliche Nutzung.
(5) Für Grundstücke im Sinne des Abs. 2 Ziff. 2 gilt die höchst zulässige Zahl der Voll-
geschosse. Uberschreitel die tatsächliche bauliche Nutzung das zulässige Maß, so gilt
die höhere tatsächliche Nutzung
(6) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes und
für Grundstücke. für die nach Absatz 3 bis 5 die Anzahl der Vollgeschosse nicht fest-
gestellt werden kann, gilt lolgendes:
1 . Bei bebauten Grundstücken ist die Höchstzahl der auf dem Grundstück tatsächlich

vorhandenen Geschosse maßgebend. Diese Geschosse müssen mit Ausnahme
der Mindesthöhe von 2,30 m den Anforderungen des § 2 Abs. 5 BauO NW entspre-
chen.

2. Bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken gilt die Zahl der Vollgeschosse,
die sich in die.Eigenart der näheren Umgebung des Grundstücks im Sinne des § 34
BaUGB einfügt.

3. lst eine Geschosszahl nicht feststellbar, werden angefangene 3,5 m Höhe als
1 Vollgeschoss gerechnet.

(7) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Arten der Nutzung werden die in Ab-
satz 2 - 5 festgesetzten Faktoren um 0,5 erhöht bei Grundstücken
1. in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- oder lndustriegebieten, in

Sondergebieten mit der Nutzungsart: Einkaulszentren, großflächige Handelsbe-
triebe, l\.4esse, Ausstellung und Kongresse, Hafengebiet, Güterverkehrszentrum,
sowie bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan eine ähnliche Nutzung (2. B.
Grundstücke mit Gemeindezentren, Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Kranken-
haus-, Kindergarten- und Schulgebäuden) lestsetzt;

2. in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebauungsplan eine Nutzung wie in
den unter Ziffer '1 genannten Gebieten vorhanden oder zulässig ist;

3. außerhalb der unter den Ziffern 1 und 2 bezeichneten Gebiete, die gewerblich, in-
dustriell oder in ähnlicher Weise genutzt werden (2. B. Grundstücke mit Gemeinde-
zentren, Büro-, Verwaltungs-, Post-,'Bahn-, Krankenhaus-, Kindergarten- und
Schulgebäuden), wenn diese Nutzung nach Maßgabe der Geschossllächen über

Mehrfach 
"r""trto§"3"n" 

Grundstücke
(1) Ausschließlich Wohnzwecken dienende Grundstücke, Friedhofs- und Schul-
grundstücke, Sportplätze, Freibäder und Dauerkleingärten sowie in einem Bebauungs-
plan festgesetzte Grundstücke für den Gemeinbedarf, die durch mehrere in der Baul
last der Stadt Hamm stehende Anlagen erschlossen werden können, sind an den
Kosten jeder dieser Anlagen nur mit 60 % der nach § 4 ermittelten F x Faktorfläche zu
beteiligen.
(2) Die Ermäßigung wird nur gewährt, wenn dem Grundstück die beitragsauslösende
Maßnahme nur solche Vorteile bietet, die ihm durch die Ausstattung dei anderen An-
lage bzw. Anlagen bereits geboten werden.
(3) Soweit die Ermäßigung dazu führen würde, dass sich der Beitrag für andere er-
schlossene Grundstücke um mehr als 50 % erhöht, ist die 50 % überschreitende
Mehrbelastung nach Maßgabe der F x Faktorfläche auf die mehrfach erschlossenen
Grundstücke umzulegen.
(4) Für Grundstücke in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- oder ln-
dustriegebieten, sowie Sondergebieten mit der Nutzungsart: Einkaulszentren, großflä-
chige Handelsbetriebe, lvlesse, Ausstellung und Kongresse, Hafengebiet, Güterver-
kehrszentrum, wird keine Ermäßigung gewährt.

§6
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbe-
scheides Eigentümer des Grundstückes ist. Mehrere Eigentümer eines Grundsiückes
sind Gesamtschuldner.
(2) lst das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des
Eigentümers der Erbbauberechtigte.
(3) Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentü-
mer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

§7
Kostenspaltung

Der Beitrag kann für
1. Grunderwerb,
2. Freilegung,
3. Fahrbahn,
4. Badweg,
5. Gehweg,
6. gemeinsamen Geh- und Radweg,
7. Parkstreifen,
8. Beleuchtung,
9. Oberflächenentwässerung,
10. unselbständigeGrünanlagen
gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden. über die Anwendung der
Kostenspaltung entscheidet der Oberbürgermeister.

§8
Vorausleistungen und Ablösung

(1) Sobald mit der Durchlührung der Maßnahme begonnen worden ist, kann die Stadt
Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Beitrags erheben.

(2) Der Straßenbaubeitrag kann abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag richtet sjch
nach der voraussichtlichen Höhe des nach Maßgabe dieser S atzung zu ermittelnden
Straßenbaubeitrages. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.

§s
Fälligkeit

Der Beitrag wird einen lvlonat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides lällig.
§10

lnkratttreten
(1) Diese Satzung tritt am 01 .01 .201 1 in Kraft.
(2) Die Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG für straßenbauliche
Maßnahmen der Stadt Hamm vom 1 8. Dezember 2003 hat weiterhin Geltung Iür alle
Maßnahmen, deren sachliche Beitragspflicht bis zum 31 .'12.2010 entstanden ist.

Bekanntmachungsanordnung

1,0.
0,2.

Die vom Rat der Stadt Hamm in seiner Sitzung am 23.03.2010 beschlossene,'Satzung
über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG für straßenbauliche Maßnahmen der

Stadt Hamm (Straßenbaubeitragssatzung)" wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen in der zur Zeit geltenden Fassung kann gegen diese
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden. es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes

Anzeigeverf ahren wurde nicht durchgef ührt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß ölfentlich bekanntgemacht worden,
c) der Oberbürgermeisler hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hamm vorher gerügt

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache dezeichnet worden. die
den Mangel ergibt.

Hamm, 12.04.2010
Der Oberbürgermeister
Hunsteger-Petermann

Veröffentlicht im Westfälischen Anzeiger Nr. 93 vom 22, April 2010


